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Entschließungsantrag 

der Abgeordneten Tabea Rößner, Katharina Dröge, Renate Künast, Dr. Thomas 
Gambke, Sven-Christian Kindier, Dr. Tobias Lindner, Beate Müller-Gemmeke, 
Dr. Konstatin von Notz, Elisabeth Scharfenberg, Markus Tressei und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


zu der dritten Beratung der Verordnung der Bundesnetzagentur für Eiektrizität, 
Gas, Teiekommunikation, Post und Eisenbahnen 
- Drucksachen 18/8804, 18/8934 Nr. 2, 18/10508 - 


Verordnung zur Förderung der Transparenz auf dem Telekommunikationsmarkt 
(TK-Transparenzverordnung - TKTransparenzV) 


Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest, 

Endlich hat die Bundesnetzagentur den lang angekündigten Entwurf einer Verordnung 
zur Förderung der Transparenz auf dem Telekommunikationsmarkt vorgelegt und da- 
bei auch die Vorgaben aus der neuen Verordnung (EU) 2015/2120 über Maßnahmen 
zum Zugang zum offenen Internet und zur Änderung der Richtlinie 2002/22/EG über 
den Universaldienst und Nutzerrechte bei elektronischen Kommunikationsnetzen und 
-diensten sowie der Verordnung (EU) Nr. 531/2012 über das Roaming in öffentlichen 
Mobilfunknetzen in der Union aufgenommen. Leider geht sie dabei über Transparenz- 
vorgaben jedoch nicht hinaus. Insbesondere versäumt sie die Gelegenheit, die Netz- 
neutralität und die „kontinuierliche Verfügbarkeit von nichtdiskriminierenden Inter- 
netzugangsdiensten auf einem Qualitätsniveau, das den Fortschritt der Technik wider- 
spiegelt“ (Art. 5.1 der Verordnung) durch klare Mindestqualitätsvorgaben für Intemet- 
zugangsdienste sicherzustellen. 

Begrüßenswert ist die in der Transparenzverordnung enthaltene Einführung eines Pro- 
duktinformationsblattes mit Informationen über Vertragslaufzeit, Kündigungsfristen. 
Da Telefonverträge häufig lange besfehen, es aber häufig in laufenden Vertragsver- 
hältnissen zu Änderungen kommt, die auch Vertrags-laufzeit und Kündigungsfrist um- 
fassen, verbessert die vorgesehene zusätzliche Information über Vertragslaufzeit und 
Kündigungsfrist in der Rechnung die Transparenz für Verbraucherinnen und Verbrau- 
cher. 

Hinsichtlich der vertraglichen Leistungszusagen ist die vorgesehene Transparenz nicht 
ausreichend. Denn Transparenz über vertragliche Leistungszusagen der Anbieter kann 
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nur wirken, wenn es klare Leistungszusagen der Anbieter gibt. Stattdessen versprechen 
Anbieter aber üblicherweise lediglich, „qualitätsgesicherte“ Dienste mit einer Band- 
breite von „bis zu xy MBit/sec.“ anzubieten, ohne zu spezifizieren, welchen techni- 
schen Parametern ihre Dienstequalität (quality of Service) genügt oder wie viel Prozent 
ihrer beworbenen Maximalbandbreiten sie mindestens zur Verfügung stellen. Trans- 
parenz und Vergleichbarkeit allein ersetzen keine verbindlich einzuhaltenden Mindest- 
vorgaben. 

Die Verordnung (EU) 2015/2120 erstrebt, die Netzneutralität zu sichern und eine aus- 
reichende Verfügbarkeit des Best-effort-lntemets auch in der Zukunft sicherzustellen. 
Um diese Ziele zu erreichen, bedarf es der Kombination verschiedener regulatorischer 
Ansätze: 

1. Es müssen Mindeststandards für die Qualität von Intemetzugängen festgelegt 
werden, die verbindlich eingehalten werden müssen, sowohl im Hinblick auf die 
Netzneutralität als auch auf vertragliche Bandbreitenzusagen. 

2. Es muss — ggf. im Telekommunikationsgesetz - Instramente geben, mit denen 
Leistungszusagen der Anbieter objektiv überprüft werden können („zertifizierter 
Überwachungsmechanismus“). 

3. Es müssen für erhebliche Leistungsverstöße wirksame und abschreckende Sank- 
tionen im TKG festgehalten werden. 

Der vorliegende Entwurf für eine TK-Transparenzverordnung bleibt enttäuschend weit 
hinter diesen Erwartungen zurück. 

11. Der Deutsche Bundestag fordert daher die Bundesregierung auf, 

1. im Einklang mit den GEREK-Leitlinien zur Implementierung der Netzneutrali- 
tätsvorgaben (BoR (16) 127) gemäß Art. 5(1) der Verordnung (EU) 2015/2120 
Mindestanforderungen an die Dienstequalität festzulegen, nämlich, 

a. dass die normalerweise zur Verfügung stehende Datenübertragungsrate 
mindestens für 95 % eines Tages zur Verfügung stehen soll; 

b. dass, wenn von diesem Wert abgewichen wird, die minimale Datenübertra- 
gungsrate nie unterhalb von 70 % der maximalen Datenübertragungsrate lie- 
gen darf; 

c. dass die maximale Datenübertragungsrate zwischen 07.00 und 22.00 Uhr zu 
mindestens 60 % der Zeit erreicht werden muss; 

2. sicherzustellen, dass in Werbung und Marketing die normalerweise zur Verfü- 
gung stehende Datenübertragungsrate als maßgeblicher Wert angegeben wird; 

3. festzuschreiben, dass für den Zugang zu Mobilfunknetzen die durchschnittlich 
zur Verfügung stehende Datenübertragungsrate am Wohnort des Nutzers anzu- 
geben ist, wobei auf der Grundlage von Messungen auf den Durchschnittswert 
aller Nutzer innerhalb eines Monats abzustellen ist; 

4. die Bundesnetzagentur dazu anzuhalten, zur Sicherung einer für einen funktiona- 
len Intemetzugang ausreichenden Mindestqualität entsprechende quality-of-ser- 
vice-Werte auf Basis der ETSl EG 202 057-4 (teil 4: Intemetzugang) zu definie- 
ren; 

5. entsprechend der Regelung beim Datenroaming innerhalb der EU auch für die 
inländische mobile Datennutzung statt der vorgesehenen Wamhinweise bei un- 
verhältnismäßig hohen Kosten einen Kostendeckel einzuführen, der nur bei ex- 
pliziter Zustimmung des Kunden überschritten werden darf 

Berlin, den 29. November 2016 

Katrin Göring-Eckardt, Dr. Anton Hofreiter und Fraktion 
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Begründung 

Zu 1. 

Die GEREK-Leitlinien zur Netzneutralität ermächtigen die Aufsichtsbehörden der Mitgliedsstaaten ausdrück- 
lich, im Hinblick auf die minimale, die normalerweise zur Verfügung stehende und die maximale Bandbreite von 
Intemetzugängen nicht nur Transparenzvorschriften zu erlassen, sondern auch Mindestvorgaben zu machen. Mit 
den vorgeschlagenen Regelungen soll sichergestellt werden, dass die maximale Bandbreite, die in der Regel als 
„bis zu“-Angabe in der Werbung der Anbieter deutlich hervorgehoben wird, nicht nur im Ausnahmefall zur Ver- 
fügung steht, dass kein zu großer Abstand zwischen minimaler und maximaler Bandbreite besteht und dass die 
normalerweise zur Verfügung stehende Bandbreite auch tatsächlich in aller Regel erreicht wird. 

Zu 2. 

Es ist derzeit üblich, Kunden mit „bis zu“-Bandbreiten-Versprechen zum Abschluss eines Intemetzugangsver- 
trags zu locken, ln Zukunft muss zwar neben diesen oft auffällig beworbenen Maximalbandbreiten auch die 
normalerweise zur Verfügung stehende Bandbreite angegeben, jedoch nur im Kleingedruckten des Vertrags, 
nicht etwa auch in der Werbung. Die vorgeschlagene Maßnahme soll einer Verwechselung von maximaler mit 
normalerweise zur Verfügung stehender Bandbreite auf Seiten des Kunden Vorbeugen. 

Zu 3. 

Die maximale Datenübertragungsrate bei mobilen Intemetzugängen hängt wesentlich von der Größe der Funk- 
zellen und der Menge der Nutzer ab. Allein eine maximal erreichbare Datenübertragungsrate anzugeben, ist des- 
halb in diesem Bereich grob irreführend, da die von den Anbietern beworbenen Maximalbandbreiten in der Re- 
alität so gut wie nie erreicht werden. 

Zu 4. 

Nach Art. 5.1 der Verordnung obliegt es den Aufsichtsbehörden, „die kontinuierliche Verfügbarkeit von nicht- 
diskriminierenden Intemetzugangsdiensten auf einem Qualitätsniveau, das den Fortschritt der Technik wider- 
spiegelt“ sicherzustellen und zu fördern. Zudem wird in Erwägungsgmnd 19 auf die Verpflichtung der ISP ver- 
wiesen, „ausreichende Netzkapazität für die Bereitstellung von diskriminiemngsffeien Internetzugangs-diensten 
von hoher Qualität zu gewährleisten“. Die Ausfüllung des Begriffs „ausreichende Netzkapazität“ ob-liegt nach 
der Verordnung den Aufsichtsbehörden. Um Verstöße gegen die Einhaltung der Anbieter-Verpflichtung rechts- 
sicher feststellen zu können, ist es unentbehrlich, dass die Bundesnetzagentur, wie in Art. 5(1) der Verordnung 
vorgesehen, „Anfordemngen an technische Merkmale, Mindestanforderangen an die Dienstequalität und sons- 
tige geeignete und erforderliche Maßnahmen“ vorschreibt, also objektive Mindestan-fordemngen an Intemetzu- 
gangsdienste auf Basis technischer Parameter festlegt. Die GEREK-Leitlinien zur Verordnung BoR (16) 127 
halten in Nr. 178 ausdrücklich fest, dass Aufsichtsbehörden Mindestqualitätsvorgaben auferlegen können („im- 
pose minimum QoS requirements“). Darüber hinaus können sie verschiedene weitere verhältnismäßige und an- 
gemessene Maßnahmen zur Sicherstellung ausreichender Netzqualität verfügen („impose other appropriate and 
necessary measures, for example, regarding the ISP ’s Obligation to ensure suffi-cient network capacity for the 
Provision of high-quality non-discriminatory lAS”). 

Zu 5. 

Eine entsprechende Regelung besteht bereits für das Datenroaming innerhalb der Europäischen Union und hat 
sich als praktikabel erwiesen. 


